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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Mursch (Soltau-Harburg), de Terra, Dr. Gruhl, Dr. Klein (Göttingen), 
von Alten-Nordheim, Dr. Jahn (Münster), Gerster (Mainz), Orgaß, Lenzer, Bremm, 

Dr. Mertes (Gerolstein), Pieroth und Genossen 


betr. Wahrung der Belange der Bürger der Bundesrepublik Deutschland bei 
Schäden, die Angehörige der Stationierungsstreitkräfte außer Dienst 
verursachen 


Nach Artikel VIII Abs;. 6 des Abkommens zwischen den Par- 
teien des Nordatlantikvertrags über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen (NATO-Truppenstatut) werden Schadensersatzan- 
sprüche von Bürgern des Aufnahmestaates gegenüber Mitglie- 
dern der in den Aufnahmestaat entsandten Truppen, die nicht 
in Ausübung des Dienstes entstanden sind, in der Weise gere- 
gelt, daß die Behörden des Entsendestaates eine Abfindung 
ohne Anerkennung einer Rechtspflicht (ex gratia payment) an- 
bieten. 

Bei der Verfolgung zivilrechtlicher Ansprüche durch Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland gegenüber militärischen und zivi- 
len Angehörigen der Stationierungsstreitkräfte besteht zwar 
auch die Möglichkeit der Inanspruchnahme der deutschen Ge- 
richte. Gerichtsverfahren können dann zwar die Schadenser- 
satzpflicht feststellen, die Schadensersatzleistung ist aber in den 
seltensten Fällen zu erreichen. Daher kommt dem Artikel VIII 
Abs. 6, durch den der Entsendestaat für seine Angehörigen 
eintritt, eine entscheidende Bedeutung für die Regelung von 
Schadensfällen außerhalb des Dienstes zu. 

Die ex-gratia-Entschädigungen hängen aber ausschließlich von 
der Entscheidung der Behörden des Entsendestaates ab. Es bleibt 
nicht aus, daß daher in vielen Fällen die Schadensersatzregelung 
unbefriedigt bleibt. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Verfügt die Bundesregierung über genaue Zahlenangaben 
und Aufstellungen der durch Angehörige der Stationie- 
rungsstreitkräfte verursachten Schäden außerhalb des Dien- 
stes? 

2. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, in 
welchem Ausmaß ex-gratia-Zahlungen als nicht befriedi- 
gend betrachtet wurden? 

3. Wenn die Angaben unter 1. und 2. nicht erbracht werden 
können, weshalb hat die Bundesregierung es unterlassen, 
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sich durch statistische Feststellungen ein Bild darüber zu 
machen, in welchem Umfang Schäden in der Bundesrepu- 
blik Deutschland für die betroffenen Bürger unzureichend 
geregelt werden? 

4. Wie erklärt die Bundesregierung den Widerspruch in 
Schreiben des Bundesfinanzministeriums, wo einmal festge- 
stellt wird: 

. Bisher ist es aber noch immer gelungen, die Streit- 
kräfte in wirklichen Härtefällen zu einer für den Geschä- 
digten günstigen Lösung zu bewegen . . . 
und an anderer Stelle aber gesagt wird: 

„Fälle, in denen ex-gratia-Zahlungen durch die in der Bun- 
desrepublik stationierten Streitkräfte der verschiedenen 
Entsendestaaten abgelehnt oder nur in unzureichendem 
Umfange geleistet werden, sind nicht selten." 

5. Ist der Widerspruch in den Ausführungen unter 4. nicht ein 
Zeichen dafür, daß die Bundesregierung über keine Beur- 
teilungsunterlagen darüber verfügt, in welchem Ausmaß 
Bürger für entstandene Schäden entschädigt werden und 
ob diese Schadensregelungen befriedigend oder unbefrie- 
digend sind? 

6. Welche Unterschiede bestehen in der Handhabung der ex- 
gratia-Zahlungen zvv/ischen den Stationierungsstreitkräften 
in der Bundesrepublik Deutschland? 

7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in den Fäl- 
len, in denen der größte Teil durch Versicherungsleistun- 
gen gedeckt wird, die von den Behörden der Stationie- 
rungsstreitkräfte nicht entschädigt werden, wenigstens der 
ungedeckte Rest großzügig entschädigt werden sollte? 

8. Berücksichtigen die Stationierungsstreitkräfte bei der Fest- 
setzung einer ex-gratia-Entschädigung die Vermögensver- 
hältnisse des Geschädigten? 

9. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß bei der Ent- 
scheidung über eine Entschädigung nicht die Rechtslage, 
sondern die Vermögensverhältnisse des Geschädigten für 
Bewilligung oder Ablehnung einer Entschädigung maßge- 
bend sind? 

1 0. Wenn das Auswärtige Amt einem geschädigten Bürger mit- 
teiit, daß er - nach Ablehnung einer ex-gratia-Entschädi- 
gung - notfalls einen Schadensersatzanspruch gegen den 
Angehörigen der Stationierungsstreitkräfte persönlich gel- 
tend machen könne, jedoch gleichzeitig von der Beschrei- 
tung des Rechtsweges abrät: 

— „Erfahrungsgemäß pflegt jedoch leider die Rechtsver- 
folgung auf diesem Wege wenig Aussicht auf Erfolg 
zu haben und daher auch mit einem beträchtlichen 
Kostenrisiko verbunden zu sein" - 
ist es dann nicht Aufgabe der Bundesregierung, ihrerseits 
dem einzelnen Bürger mehr Hilfen zu geben, um zu seinem 
Recht zu kommen? 
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11. Billigt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die 
Entscheidung des Bundesministers der Finanzen, der es 
abgelehnt hat, gegen die Verweigerung einer ex-gratia- 
Entschädigung im Falle der von zwei Soldaten der Sta- 
tionierungsstreitkräfte verursachten Brandstiftung in einem 
Kaufhaus in Munster vorstellig zu werden, 

a) obwohl es sich bei einem Gesamtschaden von 1,3 Mil- 
lionen DM nur um den von der Brandversicherung nicht 
gedeckten Rest von 300 000 DM für Folgeschäden aus 
dem Brand handelt, 

b) obwohl die ex-gratia-Entschädigung gerade dafür ge- 
schaffen worden ist, um der Rechtsordnung des Aufnah- 
mestaates entzogene oder durch sie nicht hinreichend 
durchsetzbare Schadensersatzansprüche abzugelten, 

c) obwohl es Aufgabe deutscher Stellen ist, sich für die 
Interessen ihrer Bürger einzusetzen, statt von vorn- 
herein auf Gegenvorstellungen zu verzichten mit der 
Begründung: „Sie hätten vielmehr nur die Gefahr mit 
sich gebracht, daß mein Haus sich .... um den Kredit 
gebracht hätte, den es für andere - dringlichere - Fälle 
benötigt", 

d) obwohl eine lückenlose Versicherung praktisch kaum 
möglich ist? 

12. Wenn die Bundesregierung in der Antwort auf eine Kleine 
Anfrage in der Drucksache 7/879 eine besondere Fürsorge- 
pflicht für die durch die notwendige Verteidigungspolitik 
besonders belasteten Gebiete anerkennt, sollte dann diese 
Fürsorge nicht besonders auch den einzelnen Bürgern die- 
ser Gebiete gelten, wenn sie durch einzelne Angehörige der 
SlüLionierungsstreitkräfte Schäden erleiden, die durch die 
deutsche Rechtsordnung nicht behoben werden können? 

13. Betrachtet die Bundesregierung die Möglichkeit einer Ge- 
genvorstellung bei den Behörden des Entsendestaates - 
falls sie davon Gebrauch macht - als eine ausreichende Ver- 
tretung der Schadensersatzansprüche der Bürger der Bun- 
desrepublik Deutschland? 

14. Wäre es nicht an der Zeit, die seit 1951 bestehende 
Regelung der ex-gratia-Entschädigung mit ihrer einseitigen 
Entscheidung des Entsendestaates insoweit zu ändern, daß 
für die Regelung von Schadensersatzansprüchen ähnliche 
Verfahrens- und Entscheidungswege vorgeschrieben wer- 
den, wie es in Artikel VIII Abs. 5 in ausführlicher Weise 
für die Ansprüche bei Schäden in Ausübung des Dienstes 
geschehen ist? 

15. Für den Fall, daß die Bundesregierung die Auffassung in 
14. nicht teilt, sollten dann nicht wenigstens Richt- 
linien festgelegt werden, die die Gewährung von ex-gratia- 
Entschädigungen verbindlicher regeln und dem Aufnahme- 
staat eine größere Einflußmöglichkeit sichern? 

16. Ist die Bundesregierung bereit, in der Richtung der Vor- 
stellungen unter 14. und 15. Initiativen zur Änderung oder 
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Ergänzung des NATO-Truppenstatuts zu ergreifen, damit 
durch einzelne Angehörige der Stationierungsstreitkräfte 
geschädigte Bürger der Bundesrepublik Deutschland die Ge- 
wißheit haben, daß ihre Schadensersatzansprüche auch von 
den deutschen Stellen wirksam vertreten werden, da sie 
innerhalb der bestehenden Rechtsordnung als zivilrechtliche 
Ansprüche nicht mit Erfolg geltend gemacht werden kön- 
nen? 


Bonn, den 18. Oktober 1973 


Mursch (Soltau-Harburg) 
de Terra 
Dr. Gruhl 

Dr. Klein (Göttingen) 
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